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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1992 Ausgegeben am 7. Jänner 1992 3. Stück

8. Bundesgesetz: Asylgesetz 1991
(NR: GP XVIII RV 270 AB 328 S. 48. BR: 4148 AB 4170 S. 547.)

9. Bundesgesetz: Meldegesetz 1991 — MeldeG
(NR: GP XVIII RV 279 AB 329 S. 48. BR: 4149 AB 4171 S. 547.)

8 . Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl
(Asylgesetz 1991)

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. HAUPTSTÜCK

Begriffsbestimmungen

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist

1. Flüchtling, wer aus wohlbegründeter Furcht,
aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität,
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich außerhalb seines
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage
oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt
ist, sich des Schutzes dieses Landes zu
bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge
obiger Umstände außerhalb des Landes seines
gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht
in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht
nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukeh-
ren;

2. Asyl, der Schutz, der einem Fremden im
Hinblick auf seine Flüchtlingseigenschaft in
Österreich gewährt wird. Dieser Schutz
umfaßt insbesondere das Recht zum Aufent-
halt im Bundesgebiet und neben den Rechten
nach diesem Bundesgesetz die Rechte, die
einem Flüchtling auf Grund der Konvention
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl.
Nr. 55/1955, idF BGBl. Nr. 78/1974 (im
folgenden „Genfer Flüchtlingskonvention"
genannt), zustehen;

3. Asylwerber, ein Fremder, der einen Antrag auf
Gewährung von Asyl (Asylantrag) gestellt hat,
vom Zeitpunkt der Antragstellung bis zum
rechtskräftigen Abschluß des Asylverfahrens;

4. Fremder, eine Person, die die österreichische
Staatsbürgerschaft nicht besitzt.

2. HAUPTSTÜCK

Asylrecht

1. Abschnitt

Gewährung von Asyl

§ 2. (1) Österreich gewährt Flüchtlingen Asyl.

(2) Kein Asyl wird einem Flüchtling gewährt,
wenn

1. er unter Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer
Flüchtlingskonvention fällt;

2. er die Umstände, mit denen er seine Furcht vor
Verfolgung begründet, in Österreich mit der
Absicht herbeigeführt hat, Asyl gewährt zu
erhalten;

3. er bereits in einem anderen Staat vor
Verfolgung sicher war.

(3) Kein Asyl wird weiters Fremden gewährt, die
bereits einen Asylantrag in Österreich oder einem
anderen Staat, der die Bestimmungen der Genfer
Flüchtlingskonvention beachtet, gestellt hatten und
deren Antrag abgewiesen wurde.

(4) Abs. 3 findet auf Fremde keine Anwendung,
die nach rechtskräftiger Abweisung ihres Asylantra-
ges in ihren Heimatstaat oder, soweit sie staatenlos
sind, in den Staat, in dem sie ihren früheren
gewöhnlichen Aufenthalt hatten, zurückgekehrt
sind und einen Asylantrag auf Umstände stützen,
die nach diesem Zeitpunkt eingetreten sind.

§ 3. Asyl wird auf Antrag des Asylwerbers
gewährt. Die Asylbehörde hat einem Asylantrag mit
Bescheid stattzugeben, wenn nach diesem Bundes-
gesetz glaubhaft ist, daß der Asylwerber Flüchtling
und die Gewährung von Asyl nicht gemäß § 2 Abs. 2
und 3 ausgeschlossen ist.

§ 4. Die Gewährung von Asyl ist auf Antrag auf
die ehelichen und außerehelichen minderjährigen
Kinder und den Ehegatten auszudehnen, sofern sich
diese Personen in Österreich aufhalten und die Ehe
schon vor der Einreise nach Österreich bestanden
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hat. Solche Familienangehörigen haben im Verfah-
ren über die Gewährung von Asyl dieselbe
Rechtsstellung wie der Asylwerber.

§ 5. (1) Ein Flüchtling verliert das Asyl, wenn
festgestellt wird, daß

1. ihm in einem anderen Staat Asyl gewährt
wurde;

2. ihm in einem anderen Staat ein dauerndes
Aufenthaltsrecht gewährt wurde;

3. hinsichtlich seiner Person einer der in Art. 1
Abschnitt C oder F lit. a oder c oder Art. 33
Abs. 2 der Genfer Flüchtlingskonvention ge-
nannten Tatbestände eingetreten ist.

(2) Eine Feststellung gemäß Abs. 1 ist mit
Bescheid der Asylbehörde von Amts wegen zu
treffen.

2. Abschnitt

Einreise von Asylwerbern

§ 6. (1) Ein Asylwerber, der direkt aus dem Staat
kommt (Art. 31 der Genfer Flüchtlingskonvention),
in dem er behauptet, Verfolgung befürchten zu
müssen, ist weder wegen rechtswidriger Einreise
noch rechtswidriger Anwesenheit im Bundesgebiet
zu bestrafen. *)

(2) Den in Abs. 1 genannten Asylwerbern sowie
Asylwerbern, die gemäß § 13 a des Fremdenpolizei-
gesetzes, BGBl. Nr. 75/1954, nicht zurückgewiesen
werden dürfen, ist die Einreise, wenn sie nicht schon
auf Grund des Paßgesetzes 1969, BGBl. Nr. 422,
gestattet werden kann, formlos zu gestatten.

(3) Für den Anwendungsbereich des Abs. 1 und 2
ist ein Fremder, der anläßlich der Einreise in das
Bundesgebiet den Wunsch oder die Absicht
erkennen läßt, einen Asylantrag zu stellen, wie ein
Asylwerber zu behandeln.

3. Abschnitt

Vorläufige Aufenthaltsberechtigung des Asylwerbers

§ 7. (1) Ein Asylwerber, der gemäß § 6 eingereist
ist, ist ab dem Zeitpunkt, zu dem ein Asylantrag
gestellt wurde, zum Aufenthalt im Bundesgebiet
berechtigt, wenn der Asylantrag innerhalb von einer
Woche ab dem Zeitpunkt der Einreise in das
Bundesgebiet oder innerhalb von einer Woche ab
dem Zeitpunkt gestellt wurde, in dem er im
Bundesgebiet von der Gefahr einer Verfolgung
Kenntnis erlangt hat (vorläufige Aufenthaltsberech-
tigung). Der Asylwerber hat sich den Asylbehörden
für Zwecke des Verfahrens nach diesem Bundesge-
setz zur Verfügung zu halten.

(2) Mit Bescheid kann die Aufenthaltsberechti-
gung auf Teile des Bundesgebietes eingeschränkt
oder können Teile des Bundesgebietes davon

•) Berichtigt gemäß Kundmachung BGBl. Nr. 437/
1993

ausgenommen werden, soweit dies im Interesse
einer gleichmäßigen Verteilung von Asylwerbern
auf das Bundesgebiet unter Bedachtnahme auf § 8
des Bundesbetreuungsgesetzes, BGBl. Nr. 405/
1991, oder zur Verhinderung einer unzumutbaren
Konzentrierung von Asylwerbern in Teilen davon,
notwendig ist.

(3) Die vorläufige Aufenthaltsberechtigung
kommt einem Asylwerber ab dem Zeitpunkt nicht
mehr zu, zu dem das Asylverfahren rechtskräftig
abgeschlossen wird oder einem Rechtsmittel gegen
eine Entscheidung der Asylbehörden keine auf-
schiebende Wirkung zukommt.

(4) Die vorläufige Aufenthaltsberechtigung ist
unverzüglich von Amts wegen zu bescheinigen.
Diese Bescheinigung nach dem Muster der Anlage
ist mit einer verlängerbaren Gültigkeitsdauer von
höchstens drei Monaten auszustellen. Sie ist in den
Fällen des Abs. 3 unverzüglich zurückzustellen.

4. Abschnitt

Befristete Aufenthaltsberechtigung

§ 8. (1) Die Asylbehörde kann aus Anlaß der
Erlassung eines Bescheides, mit dem ein Asylantrag
abgewiesen wird, in besonders berücksichtigungs-
würdigen Fällen einem Fremden von Amts wegen
den befristeten Aufenthalt im Bundesgebiet bewilli-
gen, wenn die Abschiebung rechtlich oder tatsäch-
lich unmöglich ist oder ihm wegen der Situation in
seinem Heimatstaat oder — sofern er staatenlos ist
— in den Staat, in dem er zuletzt seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hatte, aus wichtigen
Gründen nicht zugemutet werden kann.

(2) Die befristete Aufenthaltsberechtigung ist für
höchstens ein Jahr zu bewilligen. Sie kann um
jeweils höchstens ein weiteres Jahr verlängert
werden, wenn die Gründe für ihre Bewilligung
andauern.

(3) Ein Fremder verliert die befristete Aufent-
haltsberechtigung

1. mit Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer;
2. auf Grund eines Bescheides der Asylbehörde,

mit dem festgestellt wird, daß in bezug auf
seine Person sinngemäß einer der Tatbestände
des § 5 Abs. 1 eingetreten ist.

5. Abschnitt

Geltung des Fremdenpolizeigesetzes

§ 9. (1) Das Fremdenpolizeigesetz mit Ausnahme
seiner §§ 2 Abs. 3, 5, 5 a und 13 a findet auf
Flüchtlinge, die Asyl haben, sowie auf Asylwerber,
die eine vorläufige Aufenthaltsberechtigung (§ 7)
und Fremde, die eine befristete Aufenthaltsberechti-
gung (§ 8) haben, keine Anwendung. Über die
Verhängung der Schubhaft entscheidet in diesen
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Fällen das Bundesasylamt. In Verfahren nach
diesem Bundesgesetz ist § 13 a des Fremdenpolizei-
gesetzes zu berücksichtigen.

(2) Im Falle des Verlustes einer Aufenthaltsbe-
rechtigung nach diesem Bundesgesetz (§ 5, § 7
Abs. 3 und § 8 Abs. 3), den die Asylbehörde von
Amts wegen unverzüglich der örtlich zuständigen
Fremdenpolizeibehörde mitzuteilen hat, hat der
betreffende Fremde das Bundesgebiet unverzüglich
zu verlassen. Kommt der Fremde dieser Verpflich-
tung nicht nach, so hat die Fremdenpolizeibehörde
die Ausweisung gemäß dem Fremdenpolizeigesetz
zu verfügen.

3. HAUPTSTÜCK

Asylbehörden

§ 10. (1) Asylbehörden sind
1. (Verfassungsbestimmung) das Bundesasylamt,

das als Asylbehörde 1. Instanz in Unterord-
nung unter dem Bundesminister für Inneres
errichtet wird;

2. der Bundesminister für Inneres als Asylbe-
hörde 2. Instanz.

(2) Die Asylbehörden haben zur Vollziehung
dieses Bundesgesetzes dafür besonders qualifizierte
und informierte Bedienstete heranzuziehen.

(3) Der Bundesminister für Inneres kann unter
Berücksichtigung der Zahl der Asylwerber, die sich
in den einzelnen Verwaltungsbezirken in der Regel
aufhalten bzw. der Anzahl von Asylanträgen, die bei
den einzelnen Grenzkontrollstellen zu erwarten
sind, mit Verordnung Außenstellen errichten, um
alle anfallenden Verfahren in verwaltungsökonomi-
scher Weise und ohne unnötigen Verzug durchfüh-
ren und abschließen zu können. Diese Außenstellen
sind Teil des Bundesasylamtes.

4. HAUPTSTÜCK

Asylverfahren

§ 11. Auf Verfahren nach diesem Bundesgesetz
findet, soweit nicht anderes bestimmt wird, das
AVG Anwendung.

§ 12. (1) Asylanträge sind beim Bundesasylamt zu
stellen. Fremde, die gegenüber anderen Behörden
den Wunsch oder die Absicht erkennen lassen, einen
Asylantrag zu stellen, sind an das Bundesasylamt
weiterzuleiten.

(2) Fremde, die sich nicht im Bundesgebiet
aufhalten, können Asylanträge auch bei österreichi-
schen Berufsvertretungsbehörden im Ausland ein-
bringen. Über die Gewährung von Asyl entscheidet
auch in diesem Falle das Bundesasylamt.

(3) Der Asylantrag kann formlos in jeder geeignet
erscheinenden Weise gestellt werden, sofern daraus

der Wunsch erkennbar ist, in Österreich Asyl oder
Schutz vor Verfolgung zu erhalten oder als
Flüchtling anerkannt zu werden.

§ 13. (1) Asylwerber, die das 19. Lebensjahr
vollendet haben, sind in Verfahren nach diesem
Bundesgesetz handlungsfähig. Asylanträge können
auch von unbegleiteten Fremden, die das 14. Le-
bensjahr vollendet haben, gestellt werden.

(2) Im übrigen obliegt die Vertretung von
Asylwerbern, die das 19. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, in Verfahren nach diesem
Bundesgesetz dem örtlich zuständigen Jugendwohl-
fahrtsträger, soweit ihre Interessen von ihrem
gesetzlichen Vertreter nicht wahrgenommen wer-
den können.

§ 14. (1) Jeder Asylwerber ist unverzüglich gemäß
§ 51 AVG zu vernehmen (Erstvernehmung). Im
Zuge dieser Vernehmung sind

1. die Identität des Asylwerbers und der ihn
begleitenden Familienangehörigen (§ 4) im
einzelnen (Name, Geburtsort, Geburtsdatum,
Staatsangehörigkeit, bisheriger Wohnsitz so-
wie die Namen der Eltern) durch Urkunden
oder auf sonst geeignet erscheinende Weise
festzustellen,

2. erkennungsdienstliche Behandlungen zur Si-
cherung der Identität durchzuführen,

3. die Gründe zu klären, aus denen Asyl
beantragt wird und

4. der Reiseweg und allfällige Aufenthalte sowie
die allfällige Beantragung oder Gewährung
von Asyl in anderen Staaten zu ermitteln.

(2) Der Asylwerber ist persönlich anzuhören und
verpflichtet, die erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len, die in seinem Besitz befindlichen Urkunden und
Unterlagen, soweit sie für das Verfahren von Belang
sind, vorzulegen und an der erkennungsdienstlichen
Behandlung (Abs. 1 Z 2) mitzuwirken.

(3) Hält sich der Asylwerber nicht im Bundesge-
biet auf, so hat die österreichische Berufsvertre-
tungsbehörde im Ausland, in deren Amtsbereich sich
der Asylwerber aufhält, die Angaben des Asylwer-
bers gemäß Abs. 1 Z 1, 3 und 4 aufzunehmen und
gemeinsam mit allenfalls vom Asylwerber übergebe-
nen Urkunden an das Bundesasylamt weiterzulei-
ten.

(4) Über jede Vernehmung ist eine Niederschrift
aufzunehmen, die insbesondere auf vorgebrachte
Fluchtgründe einzugehen und diese Vorbringen zu
werten hat. Auf diese Bewertungen ist bei der
Vorbereitung der Entscheidung besonders Bedacht
zu nehmen.

§ 15. (1) Der Bundesminister für Inneres darf für
Zwecke der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, für
Zwecke der Durchführung der Genfer Flüchtlings-
konvention im Ausland und für Zwecke der
Strafrechtspflege oder der Aufrechterhaltung der
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öffentlichen Sicherheit folgende personenbezogene
Daten von Asylwerbern und Flüchtlingen, soweit
dies für diese Zwecke erforderlich ist, automations-
unterstützt ermitteln, verarbeiten und übermitteln:
Name, Geburtsort, Geburtsdatum, Geschlecht,
erkennungsdienstliche Daten, Staatsangehörigkeit,
Wohnsitze, die Namen der Eltern, Urkunden und
Verfahrensstand.

(2) Datenempfänger der in Abs. 1 bezeichneten
Daten sind:

1. das Bundesasylamt,
2. die Sicherheitsbehörden,
3. das Amt des Hochkommissärs der Vereinten

Nationen für die Flüchtlinge in Österreich,
4. die Organe der Arbeitsmarktverwaltung, so-

fern der Asylantrag nicht offensichtlich
unbegründet ist (§ 17),

5. die Gebietskrankenkassen und der Hauptver-
band der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger,

6. die für die Vollziehung der Genfer Flücht-
lingskonvention zuständigen ausländischen
Behörden, wenn die Feststellung der Identität
sowie die Asylgewährung ohne eine Übermitt-
lung an diese Behörden nicht möglich und
gewährleistet ist, daß solche Daten nicht
Behörden jenes Staates zugänglich werden, in
dem der Asylwerber oder der Flüchtling
behauptet, Verfolgung befürchten zu müssen.

(3) Die Sicherheitsbehörden haben dem Bundes-
asylamt die bei ihnen verarbeiteten erkennungs-
dienstlichen Daten eines Fremden zu übermitteln,
von dem das Bundesasylamt im Rahmen einer
erkennungsdienstlichen Behandlung gemäß § 14
Abs. 1 Z 2 unterschiedliche Daten derselben Art
ermittelt hat.

(4) Nach Abs. 1 ermittelte Daten sind physisch zu
löschen, wenn der Betroffene die Staatsbürgerschaft
erlangt oder zehn Jahre nach rechtskräftiger
Abweisung oder Zurückziehung des Asylantrages.

(5) Sofern die Bundesregierung gemäß Art. 66
Abs. 2 B-VG zum Abschluß von Staatsverträgen
ermächtigt ist, kann sie unter der Voraussetzung,
daß Gegenseitigkeit gewährt wird, zwischenstaatli-
che Vereinbarungen über das Übermitteln von
Daten gemäß Abs. 1, die für Zwecke gemäß Abs. 1
benötigt werden, abschließen. Hiebei ist die
Übermittlung dieser Daten dem Bundesminister für
Inneres vorzubehalten und vorzusehen, daß die
Löschung übermittelter Daten unter denselben
inhaltlichen Voraussetzungen wie im Inland erfolgt
und daß Staatsangehörige der Vertragsstaaten vom
Geltungsbereich dieser Vereinbarungen ausgenom-
men sind.

§ 16. (1) Die Asylbehörden haben in allen Stadien
des Verfahrens von Amts wegen durch Fragestel-
lung oder in anderer geeigneter Weise darauf
hinzuwirken, daß die für die Entscheidung

erheblichen Angaben gemacht oder ungenügende
Angaben über die zur Begründung des Asylantrages
geltend gemachten Umstände vervollständigt, die
Bescheinigungsmittel für diese Angaben bezeichnet
oder die angebotenen Bescheinigungsmittel ergänzt
und überhaupt alle Aufschlüsse gegeben werden,
welche zur Begründung des Asylantrages notwen-
dig erscheinen. Erforderlichenfalls sind Bescheini-
gungsmittel auch von Amts wegen beizuschaffen.

(2) Der Bundesminister für Inneres hat ein
Merkblatt über die einem Asylwerber obliegenden
Pflichten und zustehenden Rechte aufzulegen. In
diesem Merkblatt ist insbesondere auf die Verpflich-
tung des Asylwerbers, sich den Asylbehörden für
Zwecke des Verfahrens nach diesem Bundesgesetz
zur Verfügung zu halten, sowie auf die Rechtsfol-
gen des § 19 Abs. 1 hinzuweisen. Dieses Merkblatt
ist jedem Asylwerber zum frühestmöglichen Zeit-
punkt in einer ihm ausreichend verständlichen
Sprache zu übergeben. Zu diesem Zweck ist das
Merkblatt in Übersetzungen jener Sprachen bereit-
zuhalten, von denen anzunehmen ist, daß sie die
Asylwerber verstehen.

§ 17. (1) Ist der Asylantrag auf Grund des
Ergebnisses der Erstvernehmung offensichtlich
begründet oder offensichtlich unbegründet, so ist
darüber ohne weiteres Ermittlungsverfahren zu
entscheiden.

(2) Gegen einen gemäß Abs. 1 erlassenen
Bescheid kann binnen einer Woche Vorstellung
erhoben werden. Im übrigen gelten § 57 Abs. 2 und
3 AVG sinngemäß.

(3) Ein Asylantrag ist insbesondere, sofern sich
aus der Erstvernehmung nicht anderes ergibt, als
gemäß Abs. 1 offensichtlich unbegründet anzuse-
hen, wenn

1. die Identität des Asylwerbers und insbeson-
dere seine Staatsangehörigkeit oder — soweit
er staatenlos ist — sein bisheriger Wohnsitz
nicht glaubhaft festgestellt werden kann;

2. der Asylwerber Staatsangehöriger eines Staa-
tes ist, oder — sofern er staatenlos ist — in
einem Staat seinen bisherigen Wohnsitz hatte,
von dem auf Grund der allgemeinen Erfah-
rung, seiner Rechtslage und Rechtsanwen-
dung anzunehmen ist, daß in diesem Staat in
der Regel keine begründete Gefahr einer
Verfolgung aus einem der im § 1 Z 1
genannten Gründe besteht;

3. einer der Gründe des § 2 Abs. 2 gegeben ist;
4. der Antrag mit einer wirtschaftlichen Notlage

begründet wurde.

(4) Ein Asylantrag ist insbesondere, sofern sich
aus der Erstvernehmung nicht anderes ergibt, als
gemäß Abs. 1 offensichtlich begründet anzusehen,
wenn

1. der Asylwerber Staatsangehöriger eines Staa-
tes ist, oder — sofern er staatenlos ist — in
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einem Staat seinen bisherigen Wohnsitz hatte,
von dem auf Grund der allgemeinen Erfah-
rung, seiner Rechtslage und Rechtsanwen-
dung anzunehmen ist, daß in diesem Staat in
der Regel die begründete Gefahr einer
Verfolgung aus den in § 1 Z 1 genannten
Gründen besteht;

2. der Asylwerber sichtbare Merkmale von Folter
oder sonst unmenschlicher Behandlung auf-
weist;

3. die Gefahr der Verfolgung durch unbedenkli-
che Urkunden glaubhaft gemacht wird.

§ 18. (1) Ist ein Asylwerber der deutschen Sprache
nicht hinreichend kundig, so ist von Amts wegen
seiner Vernehmung sowie einer mündlichen Ver-
handlung ein geeigneter Dolmetscher beizuziehen,
der den gesamten Verlauf der Vernehmung oder
Verhandlung in die Muttersprache des Asylwerbers
oder eine andere ihm ausreichend verständliche
Sprache zu übersetzen hat. Bescheiden, die einem
solchen Asylwerber zuzustellen sind, ist eine
Übersetzung des Spruches und der Rechtsmittelbe-
lehrung in diese Sprache anzuschließen.

(2) Der Asylwerber ist berechtigt, einen Dolmet-
scher seiner eigenen Wahl auf seine Kosten
beizuziehen. Dadurch darf keine Verfahrensverzö-
gerung herbeigeführt werden.

(3) Asylwerber können den Asylantrag sowie
Rechtsmittel gegen Bescheide schriftlich auch in
einer der Amtssprachen der Organisation der
Vereinten Nationen stellen. Soweit solche Anbrin-
gen nicht in deutscher Sprache gestellt werden, sind
sie von Amts wegen in die deutsche Sprache zu
übersetzen.

§ 19. (1) Asylanträge sind in jedem Stand des
Verfahrens abzuweisen, wenn

1. der Asylwerber einer Ladung zu einer
Vernehmung oder zu einer mündlichen
Verhandlung ohne vorhergehende Entschuldi-
gung nicht nachgekommen ist;

2. der Asylwerber eine Änderung der Abgabe-
stelle (§ 8 Abs. 1 des Zustellgesetzes, BGBl.
Nr. 200/1982) nicht rechtzeitig mitgeteilt hat;

3. sich der Asylwerber weigert, an der erken-
nungsdienstlichen Behandlung (§ 14 Abs. 1
Z 2) mitzuwirken.

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z 1 und 2 findet § 71
AVG sinngemäß mit der Maßgabe Anwendung, daß
der Antrag auf Wiedereinsetzung binnen einer
Woche nach Zustellung des gemäß Abs. 1 erlasse-
nen Bescheides gestellt werden muß.

(3) Im Asylverfahren findet § 8 Abs. 2 des
Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982, mit der
Maßgabe Anwendung, daß ohne vorhergehenden
Zustellversuch die Hinterlegung bei der Behörde
selbst erfolgt.

§ 20. (1) Der Bundesminister für Inneres hat über
eine zulässige Berufung in jedem Fall in der Sache
selbst zu entscheiden und seiner Entscheidung das
Ergebnis des Ermittlungsverfahrens erster Instanz
zugrunde zu legen.

(2) Der Bundesminister für Inneres hat eine
Ergänzung oder Wiederholung des Ermittlungsver-
fahrens anzuordnen, wenn es offenkundig mangel-
haft war, der Asylwerber Bescheinigungsmittel
vorlegt, die ihm im Verfahren vor dem Bundesasyl-
amt nicht zugänglich waren, oder wenn sich der
Sachverhalt, der der Entscheidung erster Instanz
zugrunde gelegt wurde, in der Zwischenzeit
geändert hat.

§ 21. (1) Einem Asylwerber oder Flüchtling ist
jederzeit Gelegenheit zu geben, sich an den
Hochkommissär der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge zu wenden.

(2) Der Hochkommissär der Vereinten Nationen
für Flüchtlinge ist von der Einleitung eines
Asylverfahrens unverzüglich zu verständigen. Er ist
berechtigt, über jedes Asylverfahren Auskunft zu
verlangen und Akteneinsicht (§ 17 AVG) zu
nehmen und bei Vernehmungen und mündlichen
Verhandlungen vertreten zu sein sowie jederzeit mit
einem Asylwerber oder Flüchtling Kontakt aufzu-
nehmen.

§ 22. Die in Verfahren vor Bundesasylbehörden
erforderlichen Eingaben, Niederschriften, Zeug-
nisse und ausländischen Personenstandsurkunden
sowie die Verlängerung von Aufenthaltsberechti-
gungen sind von den Stempelgebühren befreit.
Weiters sind für Amtshandlungen auf Grund oder
unmittelbar für Zwecke dieses Bundesgesetzes
Verwaltungsabgaben des Bundes sowie Barauslagen
nicht zu entrichten.

5. HAUPTSTÜCK

Flüchtlingsberater

§ 23. (1) Zur Unterstützung von Fremden in
Angelegenheiten des Asylrechts kann der Bundes-
minister für Inneres Flüchtlingsberater bestellen.

(2) Die Flüchtlingsberater haben Fremde auf
Verlangen

1. über alle das Asylrecht betreffenden Fragen zu
informieren;

2. bei der Stellung eines Asylantrages zu
unterstützen;

3. in Verfahren nach diesem Bundesgesetz zu
vertreten, soweit nicht die Zuziehung eines
Rechtsanwaltes gesetzlich vorgeschrieben ist;

4. bei der Übersetzung von Schriftstücken und
Bereitstellung von Dolmetschern behilflich zu
sein.

(3) Die Flüchtlingsberater werden vom Bundes-
minister für Inneres nach Anhörung des Hochkom-
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missärs der Vereinten Nationen für die Flüchtlinge
aus einer vom Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertag erstellten Liste bestellt.

(4) Flüchtlingsberater müssen rechtskundig und
zum Nationalrat wählbar sein.

(5) Flüchtlingsberater, die Bedienstete des Bun-
des, eines Landes oder einer Gemeinde sind, haben
Anspruch auf Ersatz von Reisekosten nach
Maßgabe der Reisegebührenvorschriften des Bun-
des, andere Flüchtlingsberater auf Vergütung von
Reisekosten, wie sie einem auf einer Dienstreise
befindlichen Bundesbeamten der Gebührenstufe 3
nach der Reisegebührenvorschrift 1955 zusteht,
sowie auf eine Entschädigung für den Zeit- und
Arbeitsaufwand, die vom Bundesminister für
Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen festzusetzen ist.

6. HAUPTSTÜCK

Integrationshilfe

§ 24. (1) Flüchtlingen, die Asyl haben, kann
Integrationshilfe gewährt werden. Durch Integra-
tionshilfe soll ihre volle Einbeziehung in das
österreichische wirtschaftliche, kulturelle und ge-
sellschaftliche Leben und eine möglichst weitge-
hende Chancengleichheit mit österreichischen
Staatsbürgern in diesen Bereichen herbeigeführt
werden.

(2) Integrationshilfe sind insbesondere
1. Sprachkurse;
2. Kurse zur Aus- und Weiterbildung;
3. Veranstaltungen zur Einführung in die öster-

reichische Kultur und Geschichte;
4. gemeinsame Veranstaltungen mit österreichi-

schen Staatsbürgern zur Förderung des
gegenseitigen Verständnisses;

5. Weitergabe von Informationen über den
Wohnungsmarkt;

6. Leistungen des Fonds zur Integration von
Flüchtlingen.

(3) Zur Durchführung der Integrationshilfe sind
möglichst private, humanitäre und kirchliche
Einrichtungen und Institutionen der freien Wohl-
fahrt oder der Gemeinden heranzuziehen. Die zu
erbringenden Leistungen sind in einem privatrechtli-
chen Vertrag festzulegen, der auch den Kostener-
satz zu regeln hat.

7. HAUPTSTÜCK

Schlußbestimmungen

§ 25. (1) (Verfassungsbestimmung) Am 1.Juni
1992 in erster Instanz anhängige Verfahren sind

nach der bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes geltenden Rechtslage zu Ende zu führen. Ist ein
erstinstanzlicher Bescheid durch Bewilligung der
Wiedereinsetzung (§ 72 AVG) oder durch einen die
Wiederaufnahme bewilligenden oder verfügenden
Bescheid außer Kraft getreten (§ 70 AVG), so hat
das Bundesasylamt einen neuen Bescheid zu
erlassen.

(2) Am 1.Juni 1992 beim Bundesminister für
Inneres anhängige Verfahren sind nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu Ende zu
führen. In den Fällen des § 20 Abs. 2 ist mit der
Ergänzung oder Wiederholung des Ermittlungsver-
fahrens das Bundesasylamt zu betrauen.

(3) Fremde, die gemäß § 2 Abs. 1 des Asylgeset-
zes, BGBl. Nr. 126/1968, als Flüchtlinge anerkannt
wurden und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes zum unbefristeten Aufenthalt im
Bundesgebiet berechtigt sind, sind wie Fremde zu
behandeln, denen gemäß § 3 Asyl gewährt wurde.

(4) Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze sind als Verweisung auf die
jeweils geltende Fassung zu verstehen. Soweit in
anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des
Asylgesetzes verwiesen wird, treten an dessen Stelle,
soweit dieses Bundesgesetz entsprechende Bestim-
mungen enthält, diese.

§ 26. Die Bestimmungen der Genfer Flüchtlings-
konvention bleiben unberührt.

§ 27. (Verfassungsbestimmung) Dieses Bundesge-
setz tritt mit 1. Juni 1992 in Kraft. Gleichzeitig tritt
das Asylgesetz außer Kraft.

§ 28. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des § 22, soweit es sich um
Stempelgebühren handelt, der Bundesminister für
Finanzen, hinsichtlich des § 24 der jeweils sachlich
zuständige Bundesminister, im übrigen der Bundes-
minister für Inneres, und zwar hinsichtlich des § 1
Z 2 im Einvernehmen mit dem jeweils sachlich
zuständigen Bundesminister, hinsichtlich des § 12
Abs. 2 und des § 14 Abs. 3 im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für auswärtige Angelegenhei-
ten und hinsichtlich des § 23 Abs. 5 im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen, betraut.

Waldheim

Vranitzky
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Anlage

Bescheinigung
über die vorläufige Aufenthaltsberechtigung
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9. Bundesgesetz über das polizeiliche
Meldewesen

(Meldegesetz 1991 — MeldeG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

1. Abschnitt : Meldefälle und Pflichten der Betroffe-
nen

§ 1 Meldepflicht
§ 2 Ausnahmen von der Meldepflicht
§ 3 Unterkunft in Wohnungen; Anmeldung
§ 4 Unterkunft in Wohnungen ; Abmeldung
§ 5 Unterkunft in Beherbergungsbetrieben
§ 6 Besondere Meldepflicht
§ 7 Erfüllung der Meldepflicht
§ 8 Besondere Pflichten des Unterkunftgebers
§ 9 Meldezettel
§ 10 Gästeblattsammlung
§ 11 Änderung von Meldedaten
§ 12 Identitätsnachweis und Auskunftspflicht

2. Abschnitt: Meldebehörden, Melderegister und
Verwenden der Meldedaten

§ 13 Meldebehörden
§ 14 Melderegister
§ 15 Berichtigung des Melderegisters
§ 16 Zentrales Melderegister
§ 17 Wanderungsstatistik
§ 18 Meldeauskunft
§ 19 Meldebestätigung
§ 20 Sonstige Übermittlungen
§ 21 Allgemeine oder teilweise Neumeldung

3. Abschnitt: Straf-, Übergangs- und Schlußbestim-
mungen

§ 22 Strafbestimmungen
§ 23 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen
§ 24 Verweisungen
§ 25 Vollziehung

1. ABSCHNITT:

M e l d e f ä l l e und P f l i c h t e n der
B e t r o f f e n e n

Meldepflicht

§ 1. (1) Wer in einer Wohnung oder in einem
Beherbergungsbetrieb Unterkunft nimmt oder eine
solche Unterkunft aufgibt, ist zu melden.

(2) Wohnung sind alle Räume, die zum Wohnen
oder Schlafen benützt werden, soweit es sich nicht
um Beherbergungsbetriebe handelt. Fahrzeuge und

Zelte gelten dann als Wohnung, wenn sie im Gebiet
derselben Gemeinde länger als drei Tage als
Unterkunft dienen.

(3) Beherbergungsbetriebe sind Unterkunftsstät-
ten, die unter der Leitung oder Aufsicht des
Unterkunftgebers oder eines von diesem Beauftrag-
ten stehen und zur entgeltlichen oder unentgeltli-
chen Unterbringung von Gästen zu vorübergehen-
dem Aufenthalt bestimmt sind. Beaufsichtigte
Camping- oder Wohnwagenplätze sowie nichtbe-
wirtschaftete Schutzhütten gelten als Beherber-
gungsbetriebe.

(4) Unterkunftgeber ist, wer jemandem, aus
welchem Grunde immer, Unterkunft gewährt.

(5) Meldedaten sind mit Ausnahme der Unter-
schriften alle personenbezogenen Daten, die auf
dem Meldezettel (§ 9) oder dem Gästeblatt (§ 10)
festgehalten sind. Die Identitätsdaten bestehen aus
den Namen, dem Geburtsdatum, dem Geburtsort
und der Staatsangehörigkeit, bei Fremden überdies
aus Art, Nummer, Ausstellungsbehörde und Aus-
stellungsdatum ihres Reisedokumentes.

Ausnahmen von der Meldepflicht

§ 2. (1) Nicht zu melden sind
1. Menschen, denen in einer Wohnung nicht

länger als drei Tage Unterkunft gewährt wird ;
2. ausländische Staatsoberhäupter, Regierungs-

mitglieder und diesen vergleichbare Persön-
lichkeiten sowie deren Begleitpersonen;

3. Fremde, die im Besitz eines gemäß § 35 Abs. 2
des Paßgesetzes 1969 vom Bundesminister für
auswärtige Angelegenheiten ausgestellten gül-
tigen Lichtbildausweises sind, soweit sie in
Wohnungen Unterkunft nehmen;

4. Menschen, die auf Grund einer Entscheidung
oder Verfügung eines Gerichtes oder einer
Verwaltungsbehörde angehalten werden;

5. Fremde, denen in Vollziehung des Bundesbe-
treuungsgesetzes, BGBl. Nr. 405/1991, Unter-
kunft in Einrichtungen einer Gebietskörper-
schaft gewährt wird.

(2) Sofern sie nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes schon anderswo gemeldet sind, sind
Menschen nicht zu melden,

1. denen in einer Wohnung nicht länger als zwei
Monate unentgeltlich Unterkunft gewährt
wird;

2. die als Pfleglinge in einer Krankenanstalt
aufgenommen sind;

3. die als Minderjährige in Kinder-, Schüler-,
Studenten-, Jugend- oder Sportheimen unter-
gebracht sind;

4. die als Angehörige des Bundesheeres, der
Bundespolizei, der Bundesgendarmerie, der
Zoll- oder Justizwache oder die im Rahmen
eines Katastrophenhilfsdienstes in einer Ge-
meinschaftsunterkunft untergebracht sind.
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Unterkunft in Wohnungen; Anmeldung

§ 3. (1) Wer in einer Wohnung Unterkunft
nimmt, ist innerhalb von drei Tagen danach bei der
Meldebehörde anzumelden.

(2) Die Anmeldung erfolgt durch Übergabe
ausgefüllter Meldezettel unter gleichzeitiger Vor-
lage amtlicher Urkunden, aus denen die Identitäts-
daten (§ 1 Abs. 5) des Unterkunftnehmers hervorge-
hen. War der zu Meldende bereits bisher bei einer
Meldebehörde im Bundesgebiet angemeldet, so hat
der Meldepflichtige

1. gleichzeitig die Abmeldung vorzunehmen
oder

2. die erfolgte Abmeldung oder die weiterhin
aufrechte Anmeldung nachzuweisen.

(3) Für jeden anzumeldenden Menschen ist die
jeweils vorgeschriebene Anzahl von Meldezetteln
(§ 9 Abs. 2) vollständig auszufüllen.

(4) Die Meldebehörde hat die erfolgte Anmel-
dung durch Anbringung von Datum, Amtsstampi-
glie und Unterschrift eines Amtsorgans auf den
Meldezetteln zu vermerken (Anmeldevermerk).
Zwei dieser Meldezettel sind dem Meldepflichtigen
unverzüglich wieder auszufolgen.

(5) Die Meldebehörde kann, sofern dies aus
verwaltungstechnischen Gründen im Rahmen auto-
mationsunterstützter Verarbeitung der Meldedaten
tunlich ist, durch Verordnung bestimmen, daß die
Anmeldung durch Übergabe nur eines Meldezettels
zu erfolgen hat; diesfalls sind dem Meldepflichtigen
zwei von der Meldebehörde ausgefertigte Melde-
zettel auszufolgen, die die Meldedaten enthalten
und mit dem Anmeldevermerk versehen sind.

Unterkunft in Wohnungen; Abmeldung

§ 4. (1) Wer seine Unterkunft in einer Wohnung
aufgibt, ist innerhalb von drei Tagen davor oder
danach bei der Meldebehörde abzumelden.

(2) Die Abmeldung kann auch bei der für die
nächste meldepflichtige Unterkunft zuständigen
Meldebehörde erfolgen, sofern gleichzeitig die
Anmeldung vorgenommen wird.

(3) Die Abmeldung erfolgt durch Übergabe der
beiden dem Meldepflichtigen bei der Anmeldung
ausgefolgten Meldezettel, auf denen die Ortsge-
meinde der nächsten meldepflichtigen Unterkunft
anzugeben ist.

(4) Die Meldebehörde hat die erfolgte Abmel-
dung durch Anbringung von Datum, Amtsstampi-
glie und Unterschrift eines Amtsorgans auf den
Meldezetteln zu vermerken (Abmeldevermerk) und
dem Meldepflichtigen einen Meldezettel sogleich
wieder auszufolgen. Erfolgte die Abmeldung bei der
für die nächste meldepflichtige Unterkunft zustän-
digen Meldebehörde, so hat diese den ihr

verbliebenen Meldezettel unverzüglich an die
Meldebehörde (Abs. 1) weiterzuleiten oder ihr die
Abmeldedaten im Wege der Datenfernübertragung
zu übermitteln.

Unterkunft in Beherbergungsbetrieben

§ 5. (1) Wer als Gast in einem Beherbergungsbe-
trieb Unterkunft nimmt, ist ohne Rücksicht auf die
Unterkunftsdauer unverzüglich, jedenfalls aber
innerhalb von 24 Stunden nach seinem Eintreffen,
durch Eintragung in ein Gästeblatt anzumelden.

(2) Wer seine Unterkunft in einem Beherber-
gungsbetrieb aufgibt, ist innerhalb von 24 Stunden
vor bis unmittelbar nach seiner Abreise durch
Eintragung im Gästeblatt abzumelden.

(3) Mitglieder von mindestens acht Menschen
umfassenden Reisegruppen sind mit Ausnahme des
Reiseleiters von der Meldepflicht gemäß Abs. 1 und
2 ausgenommen, wenn der Reiseleiter über diesen
Personenkreis dem Unterkunftgeber oder dessen
Beauftragten eine Sammelliste, die Namen und
Staatsangehörigkeit sowie — bei ausländischen
Gästen — die Art, Nummer und Ausstellungsbe-
hörde des Reisedokumentes enthält, bei der
Unterkunftnahme vorlegt. Diese Regelung gilt nur,
wenn die Reisegruppe nicht länger als eine Woche
gemeinsam im selben Beherbergungsbetrieb Unter-
kunft nimmt.

(4) Beträgt die Unterkunftsdauer in einem
Beherbergungsbetrieb mehr als zwei Monate, so ist
der Unterkunftnehmer außerdem bei der Meldebe-
hörde anzumelden. Die Anmeldung ist spätestens
am dritten Tag nach Ablauf der zwei Monate
vorzunehmen; im übrigen gelten hiefür die
Bestimmungen der §§ 3 und 4 sinngemäß.

Besondere Meldepflicht

§ 6. Fremde, die der Meldepflicht unterliegen und
im Bundesgebiet einer Erwerbstätigkeit nachgehen,
deren Ausübung an eine behördliche Erlaubnis
gebunden ist, sind ungeachtet einer gemäß § 5
bestehenden Meldepflicht auch bei der Meldebe-
hörde an- und abzumelden. Hiefür gelten die
Bestimmungen der §§ 3 und 4 sinngemäß.

Erfüllung der Meldepflicht

§ 7. (1) Die Meldepflicht trifft den Unterkunft-
nehmer.

(2) Die Meldepflicht für einen Minderjährigen
trifft, wem dessen Pflege und Erziehung zusteht.
Nimmt ein Minderjähriger nicht bei oder mit einem
solchen Menschen Unterkunft, trifft die Melde-
pflicht den Unterkunftgeber.

9
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(3) Die Meldepflicht für einen behinderten
Menschen (§ 273 ABGB) trifft den Sachwalter,
wenn sie in dessen Wirkungsbereich fällt. Nimmt ein
solcher behinderter Mensch nicht bei oder mit dem
Sachwalter Unterkunft, trifft die Meldepflicht den
Unterkunftgeber.

(4) Der Meldepflichtige hat die ausgefüllten
Meldezettel zu unterschreiben; er bestätigt damit
die sachliche Richtigkeit der Meldedaten.

(5) In Beherbergungsbetrieben können die
Eintragungen in die Gästeblätter auch vom Inhaber
des Beherbergungsbetriebes oder dessen Beauftrag-
ten vorgenommen werden, wenn der Meldepflich-
tige die erforderlichen Angaben macht.

(6) Der Inhaber des Beherbergungsbetriebes oder
dessen Beauftragter ist für die Vornahme der
Eintragungen in den Gästeblättern verantwortlich;
er hat die Betroffenen auf deren Meldepflicht
aufmerksam zu machen. Weigert sich ein Melde-
pflichtiger die Meldepflicht zu erfüllen, so hat der
Inhaber des Beherbergungsbetriebes oder dessen
Beauftragter hievon unverzüglich die Meldebe-
hörde oder ein Organ des öffentlichen Sicherheits-
dienstes zu benachrichtigen.

Besondere Pflichten des Unterkunftgebers

§ 8. (1) Der Unterkunftgeber hat alle vom
Meldepflichtigen unterfertigten Meldezettel unter
leserlicher Beifügung seines Namens zu unterschrei-
ben. Die Unterschrift als Unterkunftgeber hat zu
verweigern, wer Grund zur Annahme hat, daß der
Betroffene die Unterkunft tatsächlich nicht bezogen
hat oder nicht innerhalb einer Woche beziehen
wird.

(2) Hat der Unterkunftgeber Grund zur An-
nahme, daß für jemanden, dem er Unterkunft
gewährt oder gewährt hat, die Meldepflicht bei der
Meldebehörde nicht erfüllt wurde, so ist er
verpflichtet, dies der Meldebehörde binnen
14 Tagen mitzuteilen, es sei denn, die Meldepflicht
hätte ihn selbst getroffen. Von dieser Mitteilung hat
der Unterkunftgeber nach Möglichkeit auch den
Meldepflichtigen in Kenntnis zu setzen.

Meldezettel

§ 9. (1) Der Meldezettel hat hinsichtlich Inhalt
und Form dem Muster der Anlage A zu entspre-
chen. Die Meldebehörde kann jedoch, sofern sie die
Meldedaten automationsunterstützt verarbeitet,
durch Verordnung Abweichungen hinsichtlich der
Form der Meldezettel festlegen.

(2) Sofern nicht durch Verordnung bestimmt ist,
daß die Anmeldung durch Übergabe nur eines
Meldezettels zu erfolgen hat (§ 3 Abs. 5), sind für
jeden anzumeldenden Menschen drei, für Men-

schen, die der besonderen Meldepflicht unterliegen
(§ 6), jedoch vier Meldezettel vorzulegen. Die
Meldebehörde kann nach Maßgabe verwaltungs-
technischer Erfordernisse durch Verordnung die
Vorlage weiterer Meldezettel bis zum Höchstaus-
maß von insgesamt sechs Stück vorschreiben.

Gästeblattsammlung

§ 10. (1) Die Inhaber von Beherbergungsbetrie-
ben oder deren Beauftragte haben zur Erfüllung der
Meldepflicht eine von der Meldebehörde signierte
Gästeblattsammlung aufzulegen. Die für die Eintra-
gung der Meldedaten bestimmten Blätter der
Gästeblattsammlung haben eine laufende Numerie-
rung aufzuweisen und hinsichtlich Inhalt und Form
dem Muster der Anlage B zu entsprechen; nach
Maßgabe lokalen Bedarfes kann der Text jedoch
zusätzlich fremdsprachig vorgedruckt werden.

(2) Die Inhaber von Beherbergungsbetrieben oder
deren Beauftragte haben Vorsorge zu treffen, daß
den Meldepflichtigen kein anderes, für Dritte
ausgefülltes Gästeblatt zugänglich gemacht wird.

(3) Die Eintragungen in der Gästeblattsammlung
sind fortlaufend und für jeden Gast gesondert
vorzunehmen; bei Familien (Ehegatten, Eltern,
Kinder), die gleichzeitig Unterkunft nehmen,
genügt die gemeinsame Eintragung in ein Gäste-
blatt, sofern alle Familienmitglieder denselben
Familiennamen führen und dieselbe Staatsangehö-
rigkeit besitzen.

(4) In den Fällen des § 5 Abs. 3 ist im Gästeblatt
auch die Gesamtzahl der Mitglieder der Reise-
gruppe einzutragen. Das Herkunftsland der Reise-
teilnehmer ist, zahlenmäßig gegliedert, gesondert
anzugeben.

(5) Der Meldepflichtige, bei einer gemeinsamen
Eintragung nach Abs. 3 der Ersteingetragene, hat
mit seiner Unterschrift die Richtigkeit der Meldeda-
ten zu bestätigen. Der Reiseleiter hat bei einer
Anmeldung nach Abs. 4 mit seiner Unterschrift
außerdem die Richtigkeit der Angaben über die
Anzahl der Mitglieder der Reisegruppe und über
deren Herkunftsland zu bestätigen.

(6) Die Gästeblattsammlung ist drei Jahre ab dem
Zeitpunkt der letzten Eintragung aufzubewahren.
Der Meldebehörde und den Organen des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes ist auf Verlangen jederzeit
in diese Einsicht zu gewähren.

Änderung von Meldedaten

§ 11. Tritt eine Änderung eines Namens oder der
Staatsangehörigkeit eines bei der Meldebehörde
angemeldeten Menschen ein, so hat innerhalb von
drei Monaten nach dem Eintritt der Änderung eine
Ab- und gleichzeitige Neuanmeldung (Ummel-
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dung) zu erfolgen. Die Änderung sonstiger
Meldedaten kann von der Meldebehörde auf den
Meldezetteln formlos ersichtlich gemacht werden.

Identitätsnachweis und Auskunftspflicht

§ 12. (1) Zur Überprüfung der Einhaltung der
Vorschriften dieses Bundesgesetzes hat der Melde-
pflichtige auf Verlangen der Meldebehörde oder
eines Organes des öffentlichen Sicherheitsdienstes
unverzüglich amtliche Urkunden vorzulegen, die
geeignet sind, die Identität des Unterkunftnehmers
nachzuweisen.

(2) Der Unterkunftgeber hat auf Verlangen der
Meldebehörde oder eines Organes des öffentlichen
Sicherheitsdienstes unverzüglich darüber Auskunft
zu erteilen,

1. wem er in den letzten sechs Monaten
Unterkunft gewährt hat oder derzeit gewährt;

2. ob er einem bestimmten Menschen in den
letzten sechs Monaten Unterkunft gewährt hat
oder derzeit gewährt.

In den Fällen der Z 1 ist die Auskunftspflicht erfüllt,
wenn der Unterkunftgeber Namen und Geburtsda-
tum des Unterkunftnehmers mitteilt.

2. ABSCHNITT:

Meldebehörden, Melderegister und
Verwenden der Meldedaten

Meldebehörden

§ 13. (1) Meldebehörden sind die Bürgermeister,
in Orten, für die Bundespolizeidirektionen beste-
hen, diese.

(2) Über Berufungen gegen Bescheide der
Meldebehörden hat in letzter Instanz die Sicher-
heitsdirektion zu entscheiden.

Melderegister

§ 14. (1) Die Meldebehörden haben die Meldeda-
ten aller bei ihnen angemeldeten Menschen
einschließlich der zugehörigen Abmeldungen evi-
dent zu halten; sie sind ermächtigt, mit den Daten
eines angemeldeten Menschen Hinweise auf Ver-
waltungsverfahren (Behörde, Aktenzeichen, Datum
der Speicherung) zu verarbeiten, wenn diese für den
Grund zur Annahme maßgeblich sind, daß der
Betroffene die Unterkunft aufgegeben habe.

(2) Die Meldebehörden sind ermächtigt, die
Identitätsdaten eines Menschen, der nicht gemeldet
ist, zu ermitteln, sofern dessen Anmeldung oder ein
ihn betreffender Antrag gemäß § 19 Abs. 2 für eine
Fahndung oder ein bestimmtes Verwaltungsverfah-
ren von Bedeutung ist (Personenhinweis). In
solchen Fällen sind über Ersuchen der zuständigen

Behörde die Identitätsdaten im Melderegister samt
einem Hinweis auf die Fahndung oder das
Verwaltungsverfahren (Behörde, Aktenzeichen,
Datum der Speicherung) zu verarbeiten. Bezieht
sich dieses Ersuchen auf ein Verwaltungsverfahren,
so ist die Verarbeitung nur zulässig, wenn die
ersuchende Behörde bestätigt, daß das öffentliche
Interesse am Personenhinweis das Geheimhaltungs-
interesse des Betroffenen überwiegt.

(3) Zum Zweck der erstmaligen Erstellung eines
automationsunterstützt geführten Melderegisters
dürfen die Meldedaten auch unter Zuhilfenahme
von Evidenzen ermittelt werden, die von anderen
Behörden auf Grund des Wählerevidenzgesetzes
1973, des Versorgungssicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 282/1980, oder infolge von Personenstands-
und Betriebsaufnahmen (§§ 117 und 118 BAO)
geführt werden.

(4) Die im Melderegister evident gehaltenen
Meldedaten sind von der Meldebehörde nach
Ablauf von 30 Jahren ab der Abmeldung zu löschen.
Personenbezogene Daten, die darüber hinaus
gemäß Abs. 1 und 2 verarbeitet wurden, sind zu
löschen, sobald sie für die Erfüllung der Aufgabe,
für die sie verwendet worden sind, nicht mehr
benötigt werden.

Berichtigung des Melderegisters

§ 15. (1) Erhält die Meldebehörde vom Tod eines
angemeldeten Menschen oder davon Kenntnis, daß
eine Meldung entgegen den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes vorgenommen oder unterlassen
wurde, so hat sie die An-, Ab- oder Ummeldung von
Amts wegen vorzunehmen; im übrigen hat sie das
Melderegister, soweit es unrichtige oder unvollstän-
dige Meldedaten enthält, zu berichtigen.

(2) Betrifft die beabsichtigte Maßnahme nach
Abs. 1 eine nach den §§ 3, 4 oder 11 meldepflichtige
Tatsache, so hat die Meldebehörde den Melde-
pflichtigen hievon zu verständigen und ihm
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Erhebt
der Meldepflichtige gegen eine solche Maßnahme
Einwendungen, so ist die An-, Ab- oder Ummel-
dung, falls die Einwendungen nicht berücksichtigt
werden, mit Bescheid vorzunehmen.

(3) Im Falle der Ab- oder Ummeldung von Amts
wegen hat der Meldepflichtige die bei der
Anmeldung ausgefolgten Meldezettel der Meldebe-
hörde unverzüglich vorzulegen; diese hat gemäß § 4
Abs. 4 vorzugehen.

(4) Die Meldebehörde, die eine Um- oder
Anmeldung von Amts wegen vornimmt, hat dem
Meldepflichtigen zwei von ihr ausgefertigte und mit
dem Anmeldevermerk versehene Meldezettel aus-
zufolgen. Erfolgte die amtliche Anmeldung deshalb,
weil sich der Unterkunftgeber zu Unrecht weigert,
die Meldezettel zu unterschreiben (§ 8 Abs. 1), so
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hat die Meldebehörde das Beziehen der Unterkunft
auf dem Meldezettel zu bestätigen.

Zentrales Melderegister

§ 16. Sofern Meldebehörden ihr Melderegister
automationsunterstützt führen oder bei Dienstlei-
stungen im Datenverkehr andere Rechtsträger in
Anspruch nehmen, haben sie die Meldedaten durch
Austausch maschinell lesbarer Datenträger oder im
Wege der Datenfernübertragung dem Bundesmini-
ster für Inneres zur Verarbeitung im Zentralen
Melderegister und zur Erteilung von Auskünften für
Zwecke der Strafrechtspflege an die Sicherheitsbe-
hörden zu übermitteln. Die Weitergabe dieser
Auskünfte ist lediglich an Strafverfolgungsbehörden
für Zwecke der Strafrechtspflege zulässig.

Wanderungsstatistik

§ 17. (1) Die Meldebehörden haben dem
Österreichischen Statistischen Zentralamt laufend
die für die Wanderungsstatistik benötigten Melde-
daten der bei ihnen vorgenommenen Anmeldungen
einschließlich der zugehörigen Abmeldungen zu
übermitteln.

(2) Die Art der gemäß Abs. 1 zu übermittelnden
Meldedaten ist vom Bundesminister für Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler durch
Verordnung festzulegen.

(3) Meldebehörden, die das Melderegister
automationsunterstützt führen oder bei Dienstlei-
stungen im Datenverkehr andere Rechtsträger in
Anspruch nehmen, haben die Meldedaten gemäß
Abs. 1 dem Österreichischen Statistischen Zentral-
amt durch Austausch maschinell lesbarer Datenträ-
ger oder im Wege der Datenfernübertragung zu
übermitteln. Dieser Verpflichtung kann die Melde-
behörde auch dadurch entsprechen, daß sie
sämtliche Meldedaten übermittelt.

(4) Meldebehörden, die das Melderegister nicht
automationsunterstützt führen, können die Melde-
daten gemäß Abs. 1 mittels eines vom Meldepflichti-
gen zusätzlich ausgefüllten Meldezettels übermit-
teln. Die Vorlage dieses Meldezettels ist mit
Verordnung gemäß § 9 Abs. 2 vorzuschreiben.

(5) Das Österreichische Statistische Zentralamt
ist verpflichtet,

1. die ihm übermittelten personenbezogenen
Daten zu anonymisieren und

2. den Ländern und Gemeinden die sie betreffen-
den Daten aus der Wanderungsstatistik
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

Meldeauskunft

§ 18. (1) Die Meldebehörde hat auf Verlangen
aus dem Melderegister Auskunft zu erteilen. Die
Auskunft hat sich auf die Mitteilung zu beschrän-

ken, ob und zutreffendenfalls wo innerhalb ihres
Wirkungsbereiches ein bestimmbarer Mensch ange-
meldet ist oder zuletzt angemeldet war. In der
Auskunft über abgemeldete Menschen ist nach
Möglichkeit auch die Ortsgemeinde der nächsten
meldepflichtigen Unterkunft anzugeben. Scheint
der gesuchte Mensch im Melderegister weder als
angemeldet noch als abgemeldet auf, so hat die
Auskunft zu lauten: „Es liegen über den/die
Gesuchte(n) keine Daten für eine Meldeauskunft
vor".

(2) Jeder gemeldete Mensch kann bei der
Meldebehörde beantragen, daß Meldeauskünfte
über ihn nicht erteilt werden (Auskunftssperre).
Dem Antrag ist stattzugeben, soweit ein schutzwür-
diges Interesse glaubhaft gemacht wird. Die
Auskunftssperre kann für die Dauer von höchstens
zwei Jahren verfügt oder verlängert werden; sie gilt
während dieser Zeit auch im Falle der Abmeldung.

(3) Ein Antrag auf Erlassung oder Verlängerung
einer Auskunftssperre kann auch bei der Meldebe-
hörde einer früheren meldepflichtigen Unterkunft
eingebracht werden; im übrigen gilt Abs. 2.

(4) Die Auskunftssperre ist zu widerrufen, sobald
sich herausstellt, daß

1. sich der Antragsteller durch die Auskunfts-
sperre rechtlichen Verpflichtungen entziehen
will oder

2. der Grund für die Erlassung der Auskunfts-
sperre weggefallen ist.

(5) Soweit hinsichtlich eines Menschen eine
Auskunftssperre besteht, hat die Auskunft der
Meldebehörde zu lauten: „Es liegen über den/die
Gesuchte(n) keine Daten für eine Meldeauskunft
vor". Eine Auskunft gemäß Abs. 1 ist in diesen
Fällen zu erteilen, wenn der Antragsteller nachweist,
daß er eine rechtliche Verpflichtung des Betroffenen
geltend machen kann. In einem solchen Fall hat die
Meldebehörde vor Erteilung der Auskunft den
Meldepflichtigen zu verständigen und ihm Gelegen-
heit zu einer Äußerung zu geben.

Meldebestätigung

§ 19. (1) Die Meldebehörde hat auf Grund der im
Melderegister enthaltenen Meldedaten auf Antrag
zu bestätigen, daß, seit wann und wo der
Antragsteller oder ein Mensch, für den ihn die
Meldepflicht trifft, angemeldet ist (Meldebestäti-
gung).

(2) Auf begründeten Antrag hat sich eine
Meldebestätigung auf frühere Anmeldungen ein-
schließlich der zugehörigen Abmeldungen innerhalb
einer Ortsgemeinde zu beziehen.

Sonstige Übermittlungen

§ 20. (1) Sofern die Meldebehörde die Adresse als
Auswahlkriterium für das Melderegister einsetzt,
hat sie dem Eigentümer eines Hauses auf sein
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Verlangen bei Nachweis des Eigentums Namen und
Adresse aller in dem Haus, einer Stiege oder einer
Wohnung angemeldeten Menschen aus dem Melde-
register bekanntzugeben. § 18 Abs. 5 gilt mit der
Maßgabe, daß im Falle einer Auskunftssperre

1. die Nennung dieses Menschen unterbleibt
aber

2. die Auskunft auch erteilt wird, wenn der
Antragsteller nachweist, daß er mit der
Auskunft eine rechtliche Verpflichtung im
Zusammenhang mit der betreffenden Woh-
nung geltend machen kann.

Die Auskunft ist mit dem Satz: „Die Auskunfts-
pflicht bezieht sich auf folgende Hausbewohner"
einzuleiten. Der Hauseigentümer darf die ihm
übermittelten Meldedaten nur benützen, um ihm
durch dieses Bundesgesetz auferlegte Pflichten zu
erfüllen und um Rechte gegen Hausbewohner
geltend zu machen.

(2) Die Bundespolizeidirektionen haben die von
ihnen ermittelten Meldedaten dem Bürgermeister
zu übermitteln. Sofern sie das Melderegister
automationsunterstützt führen, haben sie auf
Verlangen des Bürgermeisters diesem einmal alle
darin enthaltenen Meldedaten zu übermitteln.

(3) Organen der Gebietskörperschaften sind auf
Verlangen die im Melderegister enthaltenen Melde-
daten zu übermitteln, sofern diese für den
Empfänger zur Wahrnehmung der ihm gesetzlich
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Vorausset-
zung bilden. Die Bürgermeister sind ermächtigt, die
in ihrem Melderegister enthaltenen oder ihnen
gemäß Abs. 2 übermittelten Meldedaten zu verwen-
den, sofern diese zur Wahrnehmung der ihnen
gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche
Voraussetzung bilden.

(4) Ist der Bürgermeister Meldebehörde, so hat er
die Meldedaten Fremder unverzüglich der Bezirks-
verwaltungsbehörde für fremdenpolizeiliche
Zwecke zu übermitteln. Die Bundespolizeidirektio-
nen sind ermächtigt, die in ihrem Melderegister
enthaltenen Meldedaten Fremder für fremdenpoli-
zeiliche Zwecke zu verarbeiten.

(5) Die Meldebehörden haben die Meldedaten
von Wehrpflichtigen, die das 50. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben und die sich bei ihnen
anmelden, dem Militärkommando des jeweiligen
Landes in geeigneter Form bis zum Ablauf des der
Anmeldung folgenden Kalendermonats zu übermit-
teln.

(6) Die Meldebehörden sind verpflichtet, die auf
Grund eines Personenhinweises (§ 14 Abs. 2)
gebotene Verständigung einer Verwaltungsbehörde
vorzunehmen; hiebei ist auf den Anlaß hinzuweisen.

(7) Die Übermittlungen gemäß Abs. 2 und 4 bis 6
können auch durch Austausch maschinell lesbarer
Datenträger oder im Wege der Datenfernübertra-
gung vorgenommen werden.

Allgemeine oder teilweise Neumeldung
§ 21. Die Meldebehörden oder die sachlich in

Betracht kommenden Oberbehörden können mit
Verordnung innerhalb ihres Wirkungsbereiches
eine allgemeine oder teilweise Neumeldung anord-
nen, wenn das Melderegister einer oder mehrerer
Meldebehörden zur Gänze oder zum Teil vernichtet
worden oder die Neumeldung aus Gründen der
Neuordnung des Melderegisters unerläßlich ist.

3. ABSCHNITT:

Straf-, Übergangs- und
Schlußbestimmungen

Strafbestimmungen
§ 22. (1) Wer
1. die ihn treffende Meldepflicht nach den §§ 3,

4, 5 oder 6 nicht erfüllt oder
2. eine Anmeldung vornimmt, obwohl keine

Unterkunftnahme erfolgt ist oder
3. eine Abmeldung vornimmt, obwohl die Unter-

kunft nicht aufgegeben werden soll oder
4. bei einer An-, Ab- oder Ummeldung unrich-

tige Meldedaten (§ 1 Abs. 5) angibt oder
5. als Inhaber eines Beherbergungsbetriebes oder

als dessen Beauftragter Gästeblätter unvoll-
ständig ausfüllt (§ 7 Abs. 5), gegen die
Vorschriften des § 10 Abs. 1 oder 6 über die
Führung der Gästeblattsammlung verstößt
oder der Meldebehörde oder einem Organ des
öffentlichen Sicherheitsdienstes trotz Verlan-
gens nicht Einsicht in die Gästeblattsammlung
gewährt oder

6. als Meldepflichtiger gegen seine Verpflichtung
nach§ 12 Abs. 1 verstößt oder

7. als Unterkunftgeber gegen seine Verpflich-
tung nach § 12 Abs. 2 verstößt,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit
Geldstrafe bis zu 10 000 S, im Wiederholungsfall
mit Geldstrafe bis zu 30 000 S, zu bestrafen.

(2) Wer
1. amtliche Urkunden, die er gemäß § 3 Abs. 2

vorzulegen gehabt hätte, nicht innerhalb einer
ihm gesetzten, angemessenen Frist nachbringt
oder

2. die ihn treffende Meldepflicht nach § 11 nicht
erfüllt oder

3. sich als Unterkunftgeber weigert, die ausge-
füllten Meldezettel zu unterschreiben oder

4. einen Meldezettel als Unterkunftgeber unter-
schreibt, obwohl er Grund zur Annahme hat,
daß der Betroffene die Unterkunft tatsächlich
nicht bezogen hat oder nicht innerhalb einer
Woche beziehen wird oder

5. als Unterkunftgeber gegen § 8 Abs. 2 verstößt
oder

6. als Inhaber eines Beherbergungsbetriebes oder
als dessen Beauftragter gegen seine Verpflich-
tungen nach § 7 Abs. 6 oder nach § 10 Abs. 2
verstößt,
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begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit
Geldstrafe bis zu 5 000 S, im Wiederholungsfall mit
Geldstrafe bis zu 15 000 S, zu bestrafen.

(3) Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht vor,
wenn eine Tat nach dem Abs. 1 oder 2 den
Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte
fallenden strafbaren Handlung bildet.

(4) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1
Z 1 liegt nicht vor, wenn die Behörde von dem
Sachverhalt auf Grund einer Mitteilung des
Unterkunftgebers gemäß § 8 Abs. 2 Kenntnis
erlangt und es sich um einen Verwandten oder
Verschwägerten des Unterkunftgebers in auf- oder
absteigender Linie, seine Geschwisterkinder oder
Personen, die mit ihm noch näher verwandt oder im
gleichen Grade verschwägert sind, den anderen
Eheteil oder um seine Wahl- und Pflegeeltern
handelt. In diesen Fällen hat der Meldepflichtige die
amtlichen Urkunden, die er gemäß § 3 Abs. 2
vorzulegen gehabt hätte, der Meldebehörde für die
Anmeldung von Amts wegen binnen drei Tagen
nachzubringen; § 15 Abs. 4 gilt.

(5) Die Durchführung der Verwaltungsstrafver-
fahren obliegt den Bezirksverwaltungsbehörden, im
Wirkungsbereich von Bundespolizeidirektionen
diesen.

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

§ 23. (1) Meldungen nach den Bestimmungen des
Meldegesetzes 1972, BGBl. Nr. 30/1973, gelten als
Meldungen im Sinne dieses Bundesgesetzes. Gäste-
bücher, die vor dem 1. Februar 1992 begonnen
wurden, dürfen weiterverwendet werden.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 1992 in
Kraft; gleichzeitig tritt das Meldegesetz 1972,
BGBl. Nr. 30/1973, außer Kraft. Die §§ 16 und 17
dieses Bundesgesetzes treten mit 1. Juli 1993 in
Kraft.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset-
zes können bereits ab dem auf seine Kundmachung
folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch
frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes in Kraft gesetzt werden.

(4) § 2 Abs. 1 Z 4 tritt für Menschen, die nach den
Bestimmungen des Strafvollzugsgesetzes, BGBl.
Nr. 144/1969, oder der Strafprozeßordnung, BGBl.
Nr. 631/1975, angehalten werden, erst mit dem
Beginn der Führung einer Häftlingsevidenz nach
dem Strafvollzugsgesetz in Kraft. Bis dahin sind
diese Häftlinge von der Anstaltsleitung mittels
Haftzettels (Haftentlassungszettels) zu melden.

Verweisungen
§ 24. Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf

andere Bundesgesetze sind als Verweisungen auf die
jeweils geltende Fassung zu verstehen.

Vollziehung
§ 25. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist der Bundesminister für Inneres, hinsichtlich des
§ 17 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Bundeskanz-
ler betraut.

Waldheim

Vranitzky
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